
05. Mai 2025

Sexarbeiterin aus Saarlouis:
Bewährungsstrafe für versuchte

Erpressung!
Eine 28-jährige Sexarbeiterin aus Saarlouis wurde wegen

versuchter Erpressung verurteilt. Urteil nach umstrittenem
Prozess.

Eine 28-jährige Sexarbeiterin aus Saarlouis wurde kürzlich zu
einer Bewährungsstrafe von einem Jahr verurteilt, nachdem sie
wegen versuchter Erpressung schuldig gesprochen wurde. Von
weiteren schweren Vorwürfen, insbesondere schwerem Raub
und Freiheitsberaubung, wurde sie hingegen freigesprochen.
Dies berichtet SR, das die Details des falles am 5. Mai 2025
aktualisierte.

Der Fall dreht sich um ein Vorfall, der Ende 2021 stattfand. Der
Beschuldigten wurde vorgeworfen, einen 57-jährigen Mann aus
dem Nordsaarland während eines Hausbesuchs gefesselt und



mit einem Messer bedroht zu haben. Ziel war es, die PIN für sein
Online-Banking zu erlangen. Der Mann gab an, dass sie ihm
etwa 1000 Euro auf ihr eigenes Konto überwiesen hatte. Dabei
blieb jedoch im Prozess unklar, ob er tatsächlich mit einem
Messer bedroht wurde.

Freispruch bei schweren Vorwürfen

Das Gericht entschied, dass nicht ausgeschlossen werden
konnte, dass die Überweisung von 1000 Euro eine berechtigte
Zahlung für eine erbrachte Sexdienstleistung war. Diese
Ungewissheit führte dazu, dass die Angeklagte nach dem
Grundsatz „Im Zweifel für die Angeklagte“ freigesprochen
wurde.

Nach dem Hausbesuch hatte die Frau dem 57-Jährigen über
WhatsApp weiteres Geld abverlangt. Andernfalls drohte sie,
kompromittierende Fotos an seinen Arbeitgeber zu senden und
im Internet zu veröffentlichen. In diesem Zusammenhang wurde
die Angeklagte der versuchten Erpressung schuldig gesprochen.
Da es sich lediglich um einen Versuch handelte, kam sie mit
einer Bewährungsstrafe davon.

Die Situation eskalierte, als der 57-Jährige die Polizei
verständigte, wodurch der Fall Aufmerksamkeit erlangte. Das
Urteil ist inzwischen rechtskräftig.

Rechtliche Rahmenbedingungen

Im Kontext des Online-Bankings ist die Thematik der
Fahrlässigkeit von Bedeutung. Wie aus den rechtlichen Urteilen
des Landgerichts Saarbrücken vom 10. Juni 2022 hervorgeht,
kann die telefonische Weitergabe von TAN als grobe
Fahrlässigkeit gewertet werden, insbesondere wenn dadurch
deutlich wird, dass die Anfrage nicht von einem
Zahlungsdienstleister stammen konnte. Die rechtlichen
Rahmenbedingungen zur Sicherheit im Online-Banking
unterstreichen die Verantwortung der Nutzer.



Zusätzlich ist bekannt, dass die Aufklärung über die Risiken im
Online-Banking von zentraler Bedeutung ist, um rechtliche
Konsequenzen in ähnlichen Fällen zu vermeiden. Informationen
zur rechtlichen Lage rund um das Thema Prostitution bietet
zudem die Webseite Dona Carmen, die umfassende Statistiken
zu den rechtlichen Rahmenbedingungen bereitstellt hier.

Über die Geschehnisse berichteten auch die SR info-
Nachrichten, die das Thema ausführlich am 5. Mai 2025
aufgriffen. Die folgenden Aspekte sind entscheidend: Die
Ungewissheit über die Umstände der Geldüberweisung und die
Art der Drohungen, die das Urteil beeinflussten.

Der Fall wirft zudem Fragen zum Umgang mit Sexarbeit und den
rechtlichen Rahmenbedingungen in Deutschland auf. Die
vorliegende Situation zeigt deutlich, wie komplex und
vielschichtig die rechtlichen und sozialen Aspekte von
Erpressung und Sexarbeit sind.

Details
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Besuchen Sie uns auf: aktuelle-nachrichten.net
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